
22.11.2016 

Niederschrift über die Senatssitzuna 

(I-5) 

Frau Senatorin Dr. Leonhard trägt den Inhalt der Drucksache Nr. 2016/3321, betreffend 

Zweite Verordnung über die Befragung von Auszubildenden in der 

Freien und Hansestadt Hamburg, 

vor. 

Der Senat beschließt die mit der Drucksache vorgelegte „Zweite Verordnung über die 

Befragung von Auszubildenden in der Freien und Hansestadt Hamburg“. 

Gr. Verteiler Für die Richtigkeit 

Dr. Jutta Bechmann 
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Vorblatt zur 
Sen atsd rucksache 
Nr. 2016/03321 
vom: 09.11.2016 

Zweite Verordnung über die Befragung von Auszubildenden in der Freien und 
Hansestadt Hamburg 

A. Zielsetzung 

Ermöglichung einer erneuten Befragung von Auszubildenden in der Freien und Han- 

sestadt Hamburg zur Wohnraumsituation als Grundlage für die Beantwortung des 

Ersuchens der Bürgerschaft vom 25. Mai 2016 (Drs. 21/4441) 

B. Lösung 

Zweite Verordnung über die Befragung von Auszubildenden in der Freien und Han- 

sestadt Hamburg zur Schaffung der rechtlichen Grundlage, ein weiteres Mal für den 

Berufsschuljahrgang 2016/2017 eine aktuelle Befragung durchführen zu können und 

hierbei auch etwaige Fluchthintergründe der Auszubildenden erfassen zu dürfen. 

C. Auswirkungen auf den Haushalt 

In den Haushaltsjahren 2016 und 2017 fallen Kosten für die Beauftragung der Durch- 

führung und Bewertung einer Befragung an. 

Die Kosten in Höhe von 27.000 Euro werden aus den Haushaltsmitteln der BASF!, 

Produktgruppe 255.02 „Arbeitsmarktpolitik“ im Einzelplan 4.0, gedeckt. 

D. Auswirkungen auf die Vermögenslage 

Der Aufwand mindert im Jahr seines Entstehens über die Ergebnisrechnung das Ei- 

genkapital der FHH. 

E. Sonstige finanzielle Auswirkungen 

Keine. 
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F. Auswirkungen auf: 

I X I Familienpolitik 

Die Analyse der Wohnsituation und der Wohnbedürfnisse von Auszubildenden 
in Hamburg ermöglicht dem Senat die Entwicklung adäquater Handlungsstrate- 
gien zur Verbesserung der Wohnsituation von Jugendlichen und jungen Er- 
wachsenen beiderlei Geschlechts. 

Klimaschutz 

Bürokratieabbau 

Inklusion 

Gleichstellung 

s.o. 

G. Alternativen 

Verzicht auf die Befragung und die damit verbundene Möglichkeit, adäquate Hand- 

lungsstrategien zu entwickeln. 
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